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Konfrontationskurs 
Warschaus schadet Polen 

Für eine substantielle Verbesserung der deutsch-pol- 
nischen Beziehungen haben sich die Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament, Hart- 
mut Nassauer (CDU) und Markus Ferber (CSU ) an- 
lässlich des Besuchs des polnischen Premierminis- 
ters in Brüssel ausgesprochen. Es reiche nicht aus, 
wenn der polnische Premierminister einen einseitigen 
Konfrontationskurs gegen Europa im Allgemeinen und 
gegen Deutschland im Besonderen fahre, erklärten 
die Gruppenvorsitzenden in Brüssel: „Polen ist viel zu 
wichtig, als dass es sich auf eine reine Abwehrhaltung 
zurückziehen sollte. Es liegt vielmehr im Interesse al- 
ler, wenn sich Polen auf allen Gebieten konstruktiv ein- 
bringt, um zu gemeinsamen Lösungen zu kommen". 
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LIBANON 

ELMAR   BROK 

Klare Anforderungen an 
UN-Friedensmission für den Libanon 
AM ENDE DER  UN-MISSION  MUSS UMFASSENDE FRIEDENSLöSUNG 

FüR GESAMTEN NAHEN OSTEN STEHEN 

Elmar Brok MdEP 

Klare Anforderungen 
an die UN-Friedens- 

mission für den Libanon 
stellt der Vorsitzende 
des Auswärtigen Aus- 
schusses des Europä- 
ischen Parlaments, El- 
mar Brok. „Dazu gehört 
zum einen die Einhal- 
tung des Waffenstill- 
stands einschließlich ei- 
ner Entwaffnung der His- 
bollah und zum anderen 
schnelle humanitäre Hilfe 
für die Zivilbevölkerung in der Region", 
so Brok in Brüssel. 

Am Ende der UN-Mission müsse ei- 
ne umfassende Friedenslösung für 
den gesamten Nahen Osten stehen. 
Die Europäische Union werde hier ih- 
rer Verantwortung für den Friedenspro- 
zess gerecht, indem sie einen erhebli- 
chen Teil der Truppen für UNIFIL Plus 
stellt und zudem das Kommando der 
Friedensmission in Gestalt von Frank- 
reich und Italien übernimmt. „Der Er- 
folg und die Akzeptanz dieser Mission 
hängen aber entscheidend von einer 
genauen Definition ihres Mandats, ih- 
rer Struktur und ihrer Kompetenzen 
durch den UN-Sicherheitsrat ab. Auch 
hier formuliert der vom Auswärtigen 
Ausschuss   formulierte   Resolutions- 

entwurf deutliche Er- 
wartungen", so Brok 
weiter. 

Der   Ausschussvor- 
sitzende betonte, dass 
die  humanitären  Min- 
destanforderungen 

_v;^k     des  Völkerrechts  von 
^Ä     allen Seiten, einschließ- 

W^k lieh   Israels   und   der 
^fl Hisbollah, zu akzeptie- 
^ ^^ ren seien. Dazu gehöre 

neben einer Aufhebung 
der Blockade von Hilfs- 

gütern die freie Rückkehr aller Flücht- 
linge und Vertriebenen in ihre Heimat- 
gebiete sowie der ungehinderte Zu- 
gang von humanitären Hilfskräften. 
Wichtig sei zudem die schnelle Mobili- 
sierung aller verfügbaren Finanzmittel 
für den Wiederaufbau. „Jeder Tag, der 
ungenutzt verstreicht, ist ein Tag zu- 
viel. Parlament und Rat sind hier als 
Haushaltsbehörde ebenso wie die 
Kommission gefragt, kreative Lösun- 
gen zu finden", betonte Brok. Der Vor- 
sitzende rief abschließend dazu auf, 
die Lage im Libanon nicht isoliert vom 
gesamten Nahen Osten zu sehen: 
„Letztlich müssen auch Syrien und der 
Iran ihren Beitrag zu einer Friedenslö- 
sung leisten und dabei eine konstrukti- 
vere Rolle spielen als bisher". 
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EUROPäISCHER   BüRGERBEAUFTRAGTER 

ANDREAS   SCHWAB: 

Mehr Transparenz und Bürgernähe 
in der EU 

NEUER  BERICHT IM PETITIONSAUSSCHUSS FORDERT MEHR PRäSENZ DES 

EU-BüRGERBEAUFTRAGTEN UND BESSEREN  INTERNETAUFTRITT 

Die Europäische Uni- 
I on soll bürgernäher 

werden. Dazu schlägt 
der Europaabgeordnete 
für Südbaden Andreas 
Schwab (CDU) in seinem 
neuen Bericht, der im 
Petitionsausschuss 
des Europäischen Par- 
laments beraten wird, 
eine Reihe konkreter 
Maßnahmen vor. So soll 
die Zusammenarbeit des 
Europäischen Bürgerbe- 
auftragten mit den nationalen Bür- 
gerbeauftragten verstärkt werden. 
Schwab: „Der Europäische Bürgerbe- 
auftragte hat im Jahr 2005 genau 
3920 Beschwerden von Menschen 
aus der gesamten EU bekommen - 
das sind 5 Prozent mehr als im Vor- 
jahr und die höchste Zahl an Be- 
schwerden bisher überhaupt. Das be- 
deutet, dass sich immer mehr Bürger 
aktiv mit der Arbeitsweise der EU aus- 
einandersetzen. Allerdings fällt ein 
Großteil der Anfragen nicht in den Auf- 
gabenbereich des Ombudsmanns. 
Die Zuständigkeiten der Organe sind 
den Bürgern nicht klar". 

Als konkrete Maßnahme schlägt 
Schwab vor, dass der Europäische 
Bürgerbeauftragte   verstärkt   in   den 

Andreas Schwab MdEP 

Mitgliedstaaten vor Ort 
präsent ist, zum  Bei- 
spiel im Rahmen von 
Informationsveranstal- 
tungen. Zudem müss- 
ten die Verfahren zur 
Behandlung von  Peti- 
tionen   gestrafft   wer- 
den. „Wir müssen Ant- 
worten  auf  Bürgerbe- 
schwerden und sons- 
tige Anfragen  schnel- 
ler und effizienter ma- 

chen". 
Dabei müsse in allen Institutionen 

der Europäischen Union auf die Bei- 
behaltung von  Deutsch als Arbeits- 
sprache geachtet werden, so Schwab. 

Deutsch muss EU-Arbeitssprache 
bleiben 

„Wenn bestimmte Informationen 
nicht mehr auf Deutsch verfügbar sind, 
machen wir alle anderen Schritte in 
Richtung mehr Bürgernähe zunichte". 
Damit stimmte Schwab der Kritik des 
Europäischen Bürgerbeauftragten zu, 
der beanstandet hatte, dass die Inter- 
netseiten der luxemburgischen und nie- 
derländischen EU-Ratspräsidentschaft 
nicht auf Deutsch verfügbar waren. 
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MEDIENDIENSTE 

Schwab sprach sich zudem für die 
Einrichtung einer zentralen und leicht 
überschaubaren Internetseite für alle 
EU-Institutionen aus. „Über die Inter- 
netseite www.europa.eu gelangt man 
zwar zu allen drei Institutionen - aber 
nur auf Umwegen". „Ein einfaches In- 
ternetportal, unter dem das Europäi- 
sche Parlament, die Kommission und 
der Ministerrat unter einer gemeinsa- 
men Internetadresse erreichbar sind, 

wäre  ein ganz  konkreter Schritt  in 
Richtung mehr Bürgernähe". 

Der Bürgerbeauftragte wird vom 
Europäischen Parlament jeweils für 
die Dauer einer Wahlperiode er- 
nannt. Alle Bürgerinnen und Bürger 
der Europäischen Union können 
sich mit Beschwerden über Miss- 
stände bei der Tätigkeit der Institu- 
tionen der Europäischen Union an 
ihn wenden. __^__ 

RUTH   HIERONYMI: 

Die Bundesliga als Testfall - für das 
Fernsehen der Zukunft 

EP   BERÄT   ÜBER   RICHTLINIE   FÜR   AUDIOVISUELLE   M E D I E N D I E N ST E 

Der Fußball hat's ge- 
zeigt: Für die Über- 

tragung der zukünftigen 
Bundesliga-Fußball- 
rechte für das Fernseh- 
en bewarben sich nicht 
mehr nur die Fernseh- 
veranstalter, sondern 
mit der Deutschen Te- 
lekom und den Kabelbe- 
treibern diejenigen, die 
bisher für die Übertra- 
gung und nicht für den 
Inhalt von Fernsehen ver- 
antwortlich waren. Möglich macht die- 
se Entwicklung vor allem die neue di- 
gitale Technologie - z.B. das schnel- 
le Breitband-Internet und die Mobil- 
funkübertragung der 3. Generation. 
Was ist in Zukunft noch Fernsehen? 
Was ist noch frei empfangbar, was 

Ruth Hieronymi MdEP 

wird verschlüsselt? 
Welche attraktiven In- 
halte gibt es zukünftig 
nur über Pay-TV? Wel- 
che günstigen Angebo- 
te kann ich aber auch 
umgekehrt in Zukunft 
über Internet und Han- 
dy kostengünstig er- 
halten? 

Vor dem Hinter- 
grund all dieser Fragen 
wird zurzeit die Überar- 

beitung der EU-Richtlinie 
„Fernsehen ohne Grenzen" aus dem 
Jahr 1989 im Europäischen Parla- 
ment beraten. Federführend ist die 
CDU-Europaabgeordnete Ruth Hiero- 
nymi, die medienpolitische Spreche- 
rin der EVP-ED-Fraktion ist und vor 
der Sommerpause eine sehr erfolg- 
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VERKEHRSPOLITIK 

reiche Anhörung im EU-Parlament or- 
ganisiert hatte. 

Für die neuen Mediendienste gibt 
es bisher nur gemeinsames europäi- 
sches Wirtschafts-Recht. Für die Me- 
dienfragen muss sich ein Anbieter 
nach dem unterschiedlichen Recht in 
25 verschiedenen Mitgliedstaaten rich- 
ten. Diese Grenzen behindern die In- 
formationsfreiheit, und vor allem die 
Entwicklung der neuen Märkte und die 
damit verbundenen Arbeitsplätze. Die 
neue „Richtlinie für audiovisuelle Me- 
diendienste" soll sicherstellen, dass 
sich die Mitgliedstaaten wie bisher für 
Fernsehen auch für die neuen Me- 
diendienste auf gemeinsame Mindest- 
standards zum Jugend- und Verbrau- 
cherschutz verständigen und dann ge- 
genseitig das Herkunftslandsprinzip 
„ohne Grenzen" akzeptieren. 

Die CDU/CSU teilt grundsätzlich 
diesen Ansatz der Kommission zur 
Modernisierung des europäischen 
Fernsehrechts, fordert aber weitere 

Klarstellungen vor allem zum Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie. 

Die von der Kommission vorge- 
schlagene Legalisierung von Produkt- 
platzierung sieht die CDU/CSU sehr 
kritisch, denn durch dieses Werbein- 
strument wird die grundsätzliche 
Trennung von Werbung und redaktio- 
nellem Inhalt aufgehoben. 

Ruth Hieronymi fordert deshalb, 
dass Product-Placement, sollte es 
sich nicht verhindern lassen, nur auf 
Kino- und Fernsehfilme sowie auf 
Sportberichterstattung beschränkt 
wird und strenge Transparenzregeln 
vorgeschrieben werden. Dazu gehört 
die ausführliche Erläuterung zu Be- 
ginn und am Ende der Sendung und 
mindestens ein Signalhinweis alle 20 
Minuten während der Sendung, um 
den Nutzer auf die Produktplatzie- 
rung aufmerksam zu machen. 

Im Dezember will das Parlament in 
erster Lesung über den Gesetzent- 
wurf abstimmen. 

MARKUS   FERBER: 

Autofahrer nicht noch stärker belasten 
EU-KOMMISSION  ERWäGT GENERELLE LICHTPFLICHT FüR AUTOS 

UND NEUE ABGAS-VORSCHRIFTEN 

^er Vorsitzende der CSU-Europa- 
gruppe und Mitglied im Ver- 

kehrsausschuss des Europäischen 
Parlaments, Markus Ferber, hat sich 
gegen eine Pflicht für Autofahrer zur 
Nutzung des Abblendlichts auch bei 
Tag ausgesprochen.  Spezielle Tag- 

fahrlichter seien dagegen ein Weg 
zur Verbesserung der Verkehrssi- 
cherheit. „Voraussetzung ist, dass 
den deutschen Autofahrern dabei 
keine zusätzlichen Kosten aufgebür- 
det werden", sagte Ferber. Die EU- 
Kommission hatte vor kurzem eine 
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VERKEHRSPOLITIK 

Markus Ferber MdEP 

Konsultation zu dieser 
Frage eröffnet. 

Ferber betonte,  bei 
einer Nutzung des re- 
gulären    Abblendlichts 
könnten    andere   Ver- 
kehrsteilnehmer   unter 
Umständen   geblendet 
werden. „Das Abblend- 
licht bei Tag ist nicht 
unproblematisch", sag- 
te Ferber. Für den Fall, 
dass einer der beiden 
Schweinwerfer    kaputt 
ist, sei es zudem schwerer, diese Au- 
tos von Motorrädern zu  unterschei- 
den,  die generell  mit  Licht fahren 
müssen. 

Eine Lösung seien spezielle Tag- 
fahrlichter, die etwas schwächer sind 
als das normale Abblendlicht. Diese 
könnten in alle Neuwagen eingebaut 
werden. „Eine Umrüstung von be- 
reits zugelassenen Fahrzeugen wäre 
dagegen teuer und würde die Auto- 
fahrer nur zusätzlich belasten", so 
Ferber. 

Gegen höhere Kosten für 
die Autofahrer 

Als erstaunlich bezeichnete Fer- 
ber den jüngsten Kommissionsvor- 
stoß für eine Gesetzesinitiative zur 
verpflichtenden Absenkung des C02- 
Ausstoßes durch die europäische 
Autoindustrie. „Die EU-Kommission 
muss sich fragen lassen, welche 
politischen Vorgaben sie eigentlich 
für die Autohersteller machen will. 
Es kann jedenfalls nicht sein, dass 
der Verkehrskommissar die passive 

und aktive Sicherheit 
der Fahrzeuge weiter 
erhöht und der Um- 
weltkommissar gleich- 
zeitig den Flottenver- 
brauch sowie den 
Schadstoff a ustausch 
immer schneller absen- 
ken will. Hier besteht 
ein Zielkonflikt, den 
die Kommission erst 
einmal auflösen sollte, 
bevor sie ständig neue 

Vorgaben anstrebt", er- 
klärte Ferber in Brüssel. 

Es sei klar, so der Vorsitzende 
weiter, dass immer ausgefeiltere 
Sicherheitssysteme nicht zum Nullta- 
rif zu haben seien. „Mehr elektroni- 
sche Schutzsysteme brauchen Strom 
und mehr aktive und passive Sicher- 
heit bringen Gewicht. Das ist ohne 
einen gewissen Spritverbrauch und 
die damit verbundenen Schadstoffe 
nicht zu haben", erklärte Ferber. Tat- 
sache sei zudem, dass die Herstel- 
ler sowohl den Flottenverbrauch als 
auch den Schadstoffausstoß ihrer 
Fahrzeuge in den vergangenen Jah- 
ren bereits erheblich reduziert hät- 
ten. Gleichzeitig sinke dank der im- 
mer besseren Sicherheit der Fahr- 
zeuge die Zahl der Verkehrstoten 
in Mitgliedstaaten wie Deutschland 
kontinuierlich. „Diese Entwicklungen 
kosten aber Zeit und Geld. Deshalb 
kann die Kommission hier aus mei- 
ner Sicht nicht einfach per ordre de 
mufti irgendwelche unausgegore- 
nen Neuvorgaben machen, die letzt- 
lich zu höheren Preisen und Mehrko- 
sten für die Kunden führen", betonte 
Ferber. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES  AUS  DER  EVP-ED-FRAKTION 

Finnische Ratspräsidentschaft stellt 
Programm vor 
Nach Österreich hat Finnland von 

Juli bis Dezember 2006 die Ratspräsi- 
dentschaft der Europäischen Union 
übernommen. Dazu stellte der finni- 
sche Ministerpräsident Matti Vanha- 
nen Anfang Juli die Prioritäten der fin- 
nischen Präsidentschaft vor. In einer 
Rede vor dem Plenum des Europäi- 
schen Parlaments unterstrich Vanha- 
nen, Finnland werde sich für mehr 
Transparenz und Offenheit der EU- 
Institutionen einsetzen. Als einen 
Schwerpunkt der finnischen Ratspräsi- 
dentschaft nannte Vanhanen zudem 
die Sicherung der europäischen Wett- 
bewerbsfähigkeit. Dies könne nur durch 
eine Weiterentwicklung des Binnen- 
marktes und durch Innovationen in For- 
schung und Energie erreicht werden. 
So werde sich Finnland für einen Ab- 
schluss wichtiger Gesetzgebungsvor- 
haben wie die neue Chemikalienge- 
setzgebung REACH, das 7. Forschungs- 
rahmenprogramm, und die Dienstleis- 
tungsrichtlinie einsetzen. 

Der Fraktionsvorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pöttering (CDU) er- 
klärte, er erwarte von Finnland eine ef- 
fiziente und professionelle Präsident- 
schaft, die solide Arbeit für die Eu- 
ropäische Union leisten werde. Als be- 
sonderes Anliegen an die finnische 
Ratspräsidentschaft nannte Pöttering 
die Einsetzung einer hochrangigen Ar- 

beitsgruppe mit Vertretern aus Eu- 
ropäischem Parlament, dem Minister- 
rat, sowie der Europäischen Kommis- 
sion, zur Vorbereitung der „Gemeinsa- 
men Erklärung", die zum 50. Jahrestag 
der Römischen Verträge am 25. März 
2007 abgegeben werden soll. 

Im Hinblick auf die Beziehungen zu 
Russland, die ebenfalls ein wichtiges 
Thema der finnischen Präsidentschaft 
sein werden, forderte Pöttering die Prä- 
sidentschaft nachdrücklich auf, die Be- 
ziehungen zu diesem wichtigen politi- 
schen Partner auszubauen, aber sich 
gleichzeitig auch für die Wahrung der 
Menschenrechte in Russland einzuset- 
zen. Pöttering erinnerte in diesem Zu- 
sammenhang an den Fall Mikhail Kho- 
dokovsky und dessen Behandlung in 
russischen Gefängnissen. „Eine Politik 
des Schulterklopfens ist nicht ausrei- 
chend", erklärte Pöttering. Der EVP-ED- 
Fraktionsvorsitzende begrüßte die An- 
kündigung des finnischen Parlaments- 
präsidenten, Parlamentarierkonferen- 
zen zwischen dem Europäischen und 
den nationalen Parlamenten zu organi- 
sieren. 

« EVP-ED-Fraktion richtet Beobachter- 
gruppe für Slowakei ein 
Nach Bildung einer neuen Regie- 

rungskoalition in der Slowakei unter 
Einbeziehung der rechtsextremen Slo- 
wakischen Nationalpartei (SNS) hat die 
EVP-ED-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment eine Beobachtergruppe eingerich- 
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tet. Auf Anfrage der slowakischen Dele- 
gation in der EVP-ED-Fraktion soll sie 
die Entwicklung in der Slowakei genau 
verfolgen, so der EVP-ED-Fraktionsvor- 
sitzende Hans-Gert Pöttering (CDU). 
„Wir sind besorgt darüber, dass die 
SNS - eine Partei mit ausländerfeindli- 
chen und ultra-nationalistischen An- 
sichten über Minderheiten - jetzt Teil 
der Regierungskoalition ist". Dies kön- 
ne die politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritte der Regierung 
Dzurinda gefährden. „Zusammen mit 
dem Vorsitzenden der slowakischen 
Delegation in der EVP-ED-Fraktion, Pe- 
ter Stastny, werden wir deshalb die 
Entwicklung in der Slowakei genau be- 
obachten", kündigte Pöttering an. 

Tunne Kelam erhält Schuman-Medaille 
Der Europaabgeordnete Tunne Ke- 

lam (Estland) ist mit der Schuman- 
Medaille der EVP-ED-Fraktion ausge- 
zeichnet worden. Kelam ist seit der 
EU-Osterweiterung 2004 Mitglied der 
EVP-ED-Fraktion im Europäischen Par- 
lament. Zuvor war er lange Jahre Mit- 
glied im estnischen Parlament. Der 
Mitbegründer der nationalen Unab- 
hängigkeitspartei im Jahr 1988 war 
Vorsitzender des Übergangsparla- 
ments und Mitglied der verfassungs- 
gebenden Versammlung Estlands in 
den Jahren 1991 und 1992. Kelam 

zeigte sich erfreut über die Ehrung: 
„Ich betrachte diese Auszeichnung 
auch als eine Anerkennung der natio- 
naldemokratischen Kräfte in Estland, 
die sich zum Ziel gesetzt hatten, den 
Platz Estlands in Europas wiederher- 
zustellen". Die Schuman-Medaille der 
EVP-ED-Fraktion wird seit 1986 verge- 
ben. Zu den Preisträgern gehören Alt- 
bundeskanzler Helmut Kohl, der lu- 
xemburgische Premierminister Jean- 
Claude Juncker, und der frühere fran- 
zösische Staatspräsident Valery Gis- 
card d'Estaing. 

Religiöses Erbe in Nordzypern erhalten 
Das Europäische Parlament hat ei- 

ne schriftliche Erklärung zum Erhalt 
von religiösen Gebäuden in Nordzy- 
pern angenommen. Eingereicht wurde 
die Erklärung von den beiden EVP-ED- 
Abgeordneten lies Braghetto (Italien) 
und Panayiotis Demetriou (Zypern). 
Darin werden Kommission und der EU- 
Ministerrat aufgefordert, Maßnahmen 
zum Schutz und zur Restaurierung von 
Kirchen, Kapellen und Klöstern im 
nördlichen Teil Zyperns zu treffen. Die 
Kommission solle diese Angelegen- 
heit auch im Rahmen der EU-Beitritts- 
verhandlungen mit der Türkei prüfen. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl.eu.int 
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